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Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

offene Bauweise

Einzel- oder Doppelhäuser

Baugrenze

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Trafostation oder Umspannwerk

Grünflächen

Öffentliche Grünflächen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft

Anpflanzen: Bäume

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind,
Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen
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Füllschema der Nutzungsschablone

Art der baulichen Nutzung

GFZ
Grundflächenzahl

 TH max

FH max

 Gebäudehöhe

 Bauweise

Bebauungsart

 Vollgeschosse

Verkehrsflächen besonderer
Zwecksbestimmung

M = 1 : 500

Auszug (unmaßstäblich) aus dem Flächennutzungsplan 2009 der Verwaltungsgemeinschaft

Villingen-Schwenningen; wirksam seit dem 28.02.1998.

Textliche Festsetzungen

A. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet (WA) entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen

Zulässig sind (§ 4 Abs. 2 BauNVO):

- Wohngebäude,

- die der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften,

- nicht störende Handwerksbetriebe,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise können zugelassen werden (§ 4 Abs. 3 BauNVO):

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

- Anlagen für Verwaltung.

Nicht zulässig im Sinne des § 1 Abs. 6 BauNVO sind:

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16-20  BauNVO)

Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO)

Die Grundflächenzahl wird entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen auf 0,4 festgesetzt. Diese darf

durch Grundflächen von Anlagen nach § 19 Abs. 4 Nr. 1 und 2 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl von

0,6 überschritten werden.

Zahl der Vollgeschosse

Entsprechend der Planzeichnung sind für alle Wohngebäude zwingend zwei Vollgeschosse festgesetzt.

Höhe der baulichen Anlagen

Die Höhe baulicher Anlagen wird entsprechend der Planzeichnung für die Wohngebäude wie folgt

festgesetzt:

WA 1:

Traufhöhe max.   6,5 m

Firsthöhe max. 10,5 m

Gebäudehöhe max. 10,5 m

Traufhöhe

Die Traufhöhe ist zu berechnen vom unteren Bezugspunkt bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der

Dachhaut.

Firsthöhe

Die Firsthöhe ist zu berechnen vom unteren Bezugspunkt bis zur Oberkante First.

Gebäudehöhe (für Gebäude mit Flachdach)

Die Gebäudehöhe ist zu berechnen vom unteren Bezugspunkt bis zur Oberkante des

Dachs.

Ermittlung des unteren Bezugspunktes

Der untere Bezugspunkt wird für jedes Gebäude in Abhängigkeit des natürlichen Geländes festgelegt.

Dieser ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Höhenlage der natürlichen Geländeoberfläche an den

Gebäudeecken der Hauptanlage.

Liegt der so errechnete Bezugspunkt unterhalb der Höhenlage der erschließenden Verkehrsfläche

(Mittelmaß der Höhenlage der Straße, Oberkante Randstein, an den äußeren Gebäudekanten), kann der

Bezugspunkt bis zum Maß der Höhendifferenz angehoben werden.

Grenzen zwei Straßen an, ist die Straße maßgeblich, zu welcher sich die Längsseite des Gebäudes hin

orientiert.

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 BauNVO)

Im WA 1 sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

Es wird offene Bauweise festgesetzt.

4. Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Die Ausrichtung der Hauptgebäude ist durch Hauptfirstrichtungen im zeichnerischen Teil eingetragen. Von

diesen kann um bis zu 10° abgewichen werden.

5. Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12, 14 und 23

BauNVO)

Stellplätze und Garagen (§ 12 und 23 BauNVO)
Stellplätze und Garagen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Der
Abstand der Garagenvorderfront zur öffentlichen Verkehrsfläche muss mindestens 5,00 m und maximal
8,00 m betragen. Stellplätze sind mit einem maximalen Abstand von 8,00 m zur öffentlichen Verkehrsfläche
zulässig. Die Zufahrtsbreite je Grundstück darf maximal 6,00 m betragen.

Hinweis: Überdachte Stellplätze (Carports) sind entsprechend LBO als Garagen zu behandeln.

Nebenanlagen (§ 14 BauNVO)
Gebäude als Nebenanlage sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche nur bis 25 m³ umbauter
Raum zulässig und je Baugrundstück zahlenmäßig auf 1 beschränkt.

Ausgenommen hiervon sind Mülleinhausungen, überdachte Fahrradabstellplätze sowie Anlagen gem. § 14
Abs. 2 u. 3 BauNVO.

Innerhalb des Schutzstreifens der Niederspannungsleitung sind Nebenanlagen in Form von Gebäuden nicht
zulässig.

6. Höchstzulässige Anzahl an Wohneinheiten (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Die Anzahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden wird begrenzt auf 2 Wohneinheiten je Einzelhaus und 2

Wohneinheiten je Doppelhaus.

7. Verkehrsflächen, sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung und Anschluss

anderer Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und 26 BauGB)

Öffentliche Verkehrsflächen sind im zeichnerischen Teil festgesetzt. Sie sind auf das technisch

vertretbare Mindestmaß zu begrenzen, um die Versiegelungsfläche zu minimieren.

Öffentliche Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung "Fuß- und Radweg" sind im zeichnerischen Teil

festgesetzt. Die Nutzung durch Rettungsfahrzeuge ist zulässig.

Hinterbeton für die Randbefestigungen der Straßen- und Fußgängerbereiche sowie bei den

Straßenbaunahmen entstehenden Böschungen, Abgrabungen und Stützmauern der geplanten

Erschließungsanlagen sind auf den Grundstücken zu dulden.

8. Flächen für die Versorgung durch Elektrizität (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Innerhalb der im zeichnerischen Teil festgesetzten Versorgungsfläche mit der Zweckbestimmung
"Elektrizität" sind Umspannstationen, Anlagen der Telekommunikation sowie Ladesäulen für
Elektrofahrzeuge zulässig. Außerhalb der Flächen bleibt die ausnahmsweise Zulässigkeit gem. § 14 Abs. 2
BauNVO weiterhin bestehen.

9. Anpflanzung und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1

Nr. 25 a und b BauGB)

Saatgut und Pflanzen sind aus gebietsheimischer Herkunft zu verwenden (gemäß § 40 BNatSchG).
Pflanzliste unter Abschnitt C. Hinweise.

PFG 1 Bäume in den öffentlichen Grünflächen

Innerhalb der im Plan dargestellten Grünflächen sind zwei standortgerechte Laubbäume 2. Ordnung mit
Stammumfang mind. 16-18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bevorzugt werden offene
Baumscheiben mit mind. 4 x 4 m und mind. 16 m³ durchwurzelbarem Raum. Die Artenauswahl muss sich
an den Standorteigenschaften orientieren und die besonderen standörtlichen Bedingungen berücksichtigen.

Die festgesetzten Standorte der Bäume sind in begründeten Fällen (Zufahrten, Leitungstrassen, etc.) bis zu
10,0 m verschiebbar. Bei der Festlegung der Baumstandorte ist darauf zu achten, dass eine Verschattung
solarrelevanter Gebäudeteile vermieden wird.

Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und zu schützen und bei Abgang oder Fällung durch
Neupflanzungen einer vergleichbaren Art zu ersetzen.

PFG 2 Dachbegrünung

Dachflächen der Hauptanlagen sind bei Ausführung als Flachdach bis 10° Neigung auf der gesamten
Dachfläche extensiv zu begrünen (Substratstärke mindestens 10 cm) und dauerhaft zu erhalten.

Die gleiche Festsetzung gilt für die Dachflächen von Garagen und Carports, sofern sie nicht als Terrassen
genutzt werden.

PFG 3 Pflanzungen auf nicht überbaubaren Grundstücksflächen

Die nicht überbauten Flächen innerhalb der bebauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und
dauerhaft zu erhalten.

Pro angefangene 250 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein Baum zu pflanzen. Die Bäume müssen
mindestens in der Qualität 3xv., Stammumfang 12-14 cm gepflanzt werden. Geeignete Gehölzarten siehe
Pflanzliste in den Hinweisen.

Für die Baumpflanzungen gilt, dass diese dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und zu schützen sind. Bei
Abgang oder Fällung ist als Ersatz ein vergleichbarer Laubbaum gemäß der Pflanzliste nachzupflanzen und
dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

PFG 4 Bepflanzung der öffentlichen Grünflächen

Die Grünflächen sind mit Laubbäumen, Sträuchern und standortgerechten Einsaaten anzulegen und

dauerhaft zu erhalten.

10. Anpflanzung und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1

Nr. 25 a und b BauGB)

Planinterne Ausgleichsmaßnahmen

PFG 1: Bäume in den öffentlichen Grünflächen

PFG 2: Dachbegrünung

PFG 3: Pflanzungen auf nicht überbaubaren Grundstücksflächen

PFG 4: Bepflanzung der öffentlichen Grünflächen

Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen zu den Eingriffsflächen der öffentlichen Hand

93 % der Ökokontofläche 0073

Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen zu den Baugrundstücken

100 %      der Ökokontofläche 0038

100 %      der Ökokontofläche 0042

7 %    der Ökokontofläche 0073

B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr.1 LBO)

Geschossigkeit

Als drittes Geschoss ist die Errichtung eines Dachgeschosses im Sinne des § 2 Abs. 6 Satz 3 Nr. 2

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO), das nicht als Vollgeschoss ausgebildet ist, zulässig.

Bei Gebäuden mit Flachdach ist ein Staffelgeschoss im Sinne des § 2 Abs. 6 Satz 3 Nr. 2

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO), das nicht als Vollgeschoss ausgebildet ist und mindestens 2

m von der Gebäudekante zur Erschließungsstraße hin zurückweicht, zulässig.

Dachform

Im Planungsbereich WA 1 sind bei Hauptgebäuden Satteldächer, gleichseitig geneigte versetzte

Satteldächer und Walmdächer, allesamt mit einer Neigung von 20 ° bis 40°, sowie Flachdächer bis 10°

Neigung zulässig.

Dacheindeckung

Für die Dacheindeckung sind nur Materialien in matter Tönung zulässig.

Dacheindeckungen mit unbeschichteten Metallen sowie in grellen Farbtönen sind

nicht zulässig. Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig.

Dachaufbauten

Die Breite aller Gauben darf höchstens 1/2 der Dachlänge betragen. Vom First und von den Ortgängen sind

jeweils mindestens 1,00 m Abstand einzuhalten.

Gestaltung von Garagen und Carports

Garagenwände parallel zu Gehwegen sind zu begrünen (Selbstklimmer,

Kletterpflanzen mit Rankhilfen).

Gestaltung von Doppelhäusern und Hausgruppen

Die Gebäudehöhe, Dachneigung und die Art der Dachdeckung bei Doppelhäusern ist einheitlich vorzusehen.

2. Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)

Die Höhe der Werbeanlage darf 0,5 m, die Länge 1,0 m nicht überschreiten.

Die Beleuchtung von Werbeanlagen muss blendfrei sein. Lauf-, Wechsel- und Blinkschaltung sowie

fluoreszierende Farben sind unzulässig.

3. Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten

Grundstücke (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Gestaltung von Wegen, Stellplätzen und Zufahrten

Garagenzufahrten, Stellplatz- und Hofflächen, Zuwege zu den Gebäuden, Gartenwege und die

Terrassenflächen sind mit wasserdurchlässigen Belägen anzulegen.

Zulässig sind z.B. Porenbetonpflaster, Rasenpflaster, Rasengitter, Wassergebundene Decke, Drän-Asphalt.

Der Abflussbeiwert darf maximal 0,5 betragen.

Wasserdurchlässige Beläge sind nur auf solchen Flächen zulässig, bei denen eine Verunreinigung durch
Lagerung/ Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Fahrzeugreinigung/ -wartung o.ä. nicht zu erwarten
ist.

Für die Flächenbeläge ist ein Abflussbeiwert von 0,5 oder weniger festzusetzen.

Der Entwässerung von oben genannten Flächen in angrenzende Grünflächen kann zugestimmt werden,
wenn hierdurch eine breitflächige Versickerung über den bewachsenen Oberboden gemäß der o.g.
Arbeitshilfe erfolgt.

Autowäsche und Umgang mit wassergefährdenden Stoffen auf Flächen mit wasserdurchlässigen Belägen
sind verboten.

Gestaltung unbebauter Grundstücksflächen

Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind als Grünflächen mit flächigem Bewuchs gärtnerisch
anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Das Anlegen von Schottergärten oder Steinöden, deren
Wasserdurchlässigkeit durch Verwendung von Vlies oder Folie stark eingeschränkt ist, ist nicht zulässig.
Klassische Steingärten, die eine Bepflanzung mit Steingartenpflanzen aufweisen und wasserdurchlässig
sind, sind davon nicht betroffen.

Müllbehälterstandorte

Müllbehälterstandorte zur dauernden Lagerung von Mülltonnen sind einzuhausen und / oder mit Hecken
aus Laubgehölzen an drei Seiten einzugrünen.

Einfriedungen

Entlang von Grundstücksgrenzen, die an öffentliche Verkehrsflächen angrenzen, sind ausschließlich lebende

Einfriedungen (beispielsweise in Form von Hecken) bis max. 1,20 m Höhe zulässig. Sie sind mind. 0,50 m

von der Hinterkante Bordstein zurückzusetzen.

Solarzäune sind zulässig.

4. Außenantennen (§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO)

Je Baugrundstück ist nur eine Außenantenne auf der straßenabgewandten Seite zulässig. Für

Parabolantennen beträgt der max. Durchmesser 1,5 m, für Stabantennen die max. Höhe 4,0 m.

5. Stellplatznachweis (§ 74 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 6 LBO)

Je Wohneinheit sind 2,0 Stellplätze auf dem Privatgrundstück herzustellen.

6. Höhenlage der Grundstücke (§74 Abs. 3 Nr. 1 LBO)

Aufschüttungen sind zum Zwecke der Einebnung des Geländes zulässig. Die maximal zulässige Höhe der
Aufschüttung beträgt bei einer Neigung des natürlichen Geländes von

Bei Geländeneigungen von mehr als 10% können höhere Aufschüttungen zugelassen werden.

Abweichend von dieser Regelung können Aufschüttungen im Rahmen der Hochbaumaßnahme
"Hauptgebäude" sowie von Bauvorhaben, die im baulichen Zusammenhang mit dieser errichtet werden,
innerhalb eines 5 m-Umfelds, gemessen an den Außenwänden obiger Bauvorhaben, zugelassen werden.

Abgrabungen zum Zwecke der Belichtung des Untergeschosses sind unzulässig.

Das geplante Gelände ist in seinem Niveau der Höhenlage der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche
anzugleichen.

7. Umgang mit Niederschlagswasser (§74 Abs. 3 Nr. 2 LBO)

Retentionszisternen

Für das auf Dachflächen und sonstigen, nicht kontaminationsgefährdeten Flächen anfallende

unverschmutzte Niederschlagswasser werden flächendeckend Retentionszisternen mit zwangsentleertem

Volumen (Schwimmerdrossel) und mit einem Notüberlauf in die Regenwasserkanalisation vorgeschrieben.

Jeder Bauherr ist verpflichtet, das auf dem Grundstück anfallende Regenwasser schadlos den

Retentionszisternen zuzuführen.

Die Dimensionierung der jeweiligen Retentionszisternen erfolgt für eine Jährlichkeit von Tn = 5 a mit einer

Drosselabflussspende je gesamt Grundstücksfläche A
E 

von 30 l/s*ha, maximal sind jedoch 1,5 l/s zulässig.

Die RW-Rückhaltung kann mit einer RW-Nutzung kombiniert werden, wenn das für die Rückhaltung

erforderliche zwangsentleerte Teilvolumen entsprechend bereitgestellt wird.

Hinweis: Für RW-Nutzungsanlagen gelten erhöhte Anforderungen gemäß Technischem Regelwerk, u.a. in

Bezug auf die Rückstausicherung und zur Vermeidung der Verkeimung des Brauchwassers.

8. Ordnungswidrigkeiten (§ 75 LBO)

Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften (§ 74 LBO) werden als Ordnungswidrigkeit nach § 75 Abs. 3

Nr. 2 LBO behandelt.

Ordnungswidrig handelt, wer den vorgenannten örtlichen Bauvorschriften der Satzung vorsätzlich oder
fahrlässig zuwiderhandelt. Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften können gem. § 75 Abs.
3 Nr. 2 und Abs. 4 LBO als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 100.000 € geahndet werden.

C. HINWEISE

1. Pflanzliste (Empfehlungen)

2. Artenschutz

Zur Vermeidung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG sind sowohl Vermeidungs-, Minimierung- als auch

CEF-Maßnahmen notwendig.

Vermeidungsmaßnahmen

V 1: Zeitliche Einschränkung für Baufeldräumung

Zur Umsetzung des Planungsvorhabens sind die notwendigen Baufeldräumungsarbeiten außerhalb der

Vegetationsperiode vom 1. Oktober bis 28./29. Februar durchzuführen.

V 2: Ausschlussfrist zur Gehölzbeseitigung

Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze dürfen gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG

nicht in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abgeschnitten, auf den Stock gesetzt oder beseitigt

werden.

V 3: Tabuflächen

Freihalten späterer Ausgleichsflächen und öffentliche Grünflächen vom Baubetrieb. Die am Plangebiet

angrenzenden Wiesengrundstücke dürfen nicht als Lagerplatz für Erdaushub genutzt werden. Die

zukünftigen Ausgleichsflächen sind mit einem Bauzaun vom Baubetrieb zu trennen.

V 4: Einsatz von Kleinfeuerungsanlagen

Es sind ausschließlich emissionsarme und effiziente Feuerstätten gestattet, die einer regelmäßigen

Wartung und Überwachung unterliegen. Es dürfen ausschließlich geeignete Brennstoffe aus nachhaltiger

Forstwirtschaft eingesetzt werden. Die gesetzlichen Schadstoffgrenzen sind einzuhalten.

V 5: Insektenfreundliche Beleuchtung

Für die Außenbeleuchtung sind nur insekten- und fledermausfreundliche Leuchtmittel mit einer

Hauptintensität des Spektralbereiches über 500 nm bzw. maximalem UV-Licht-Anteil von 0,02 % zulässig.

Minimierungsmaßnahmen

M 1: Gestaltung von Grünflächen

Naturnahe, extensive Gestaltung sonstiger öffentlicher und privater Grünflächen durch Festsetzungen und

Hinweise im B-Plan (Pflanzlisten, Verbot Schottergärten, Dachbegrünung)

M 2: Gestaltung von Dachflächen

Dachflächen der Hauptanlagen sind bei Ausführung als Flachdach bis 10° Neigung auf der gesamten

Dachfläche extensiv zu begrünen (Substratstärke mindestens 10 cm). Die gleiche Festsetzung gilt für die

Dachflächen von Garagen und Carports, sofern sie nicht als Terrassen genutzt werden.

M 3 Garagen

Garagen sollen zur Minimierung der Flächenversiegelung so nah wie möglich an die öffentlichen

Verkehrswege und möglichst nur im baulichen Zusammenhang mit dem Hauptgebäude geplant werden.

M 4 Wassermanagement

Niederschlagswasser von nicht beschichteten oder nicht in ähnlicher Weise behandelten metallischen
Dächern aus Kupfer, Zink oder Blei darf ohne wasserrechtliche Erlaubnis nicht dezentral versickert oder in
ein Gewässer eingeleitet werden.

Drän- oder Quellwasser darf nicht an die vorhandene Schmutz-/ Mischwasserkanalisation angeschlossen
werden. Auf Hausdrainagen ist grundsätzlich zu verzichten. Bauteile unterhalb des höchsten
Grundwasserstandes sind wasserdicht und auftriebssicher auszuführen (z. B. „weiße Wanne", auskragende
Kellerbodenplatte etc.). Zur Herstellung der Abdichtung von Baukörpern / Bauteilen o. ä. dürfen keine Stoffe
verwendet werden, bei denen eine Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist.

3. Geruchsimmissionen

Im Plangebiet werden zeitweise landwirtschaftliche Gerüche wahrnehmbar sein. Dies kann zu

Belästigungen führen, auch wenn der Immissionswert der TA Luft unterschritten ist, vgl.

Sachverständigengutachten zu den Geruchsimmissionen S. 20.

4. Denkmalpflege / Archäologie

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt

werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt

Villingen-Schwenningen anzuzeigen.

Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber,

Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages

nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer

Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. § 27 DSchG als

Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist

zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sind hierüber vom

Bauleiter schriftlich in Kenntnis zu setzen.

5. Altlasten und Kampfmittel

Altlasten (Altstandorte, Altablagerungen) und Kampfmittel-Einwirkungen (Bomben-bzw. Munitionsfunde,

Stellungen etc.) sind im Plangebiet nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden.

6. Geotechnik

Die im Untergrund anstehenden sehr harten Sandsteinbänke der Plattensandstein-Formation können
Violetthorizonte (fossile Bodenbildungen) enthalten, die in der Regel nur eine geringe Festigkeit aufweisen.
Es ist auf einen einheitlich tragfähigen Gründungshorizont zu achten. Bei etwaigen geotechnischen Fragen
im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu
Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur
Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.

7. Abwasser

Nach § 55 Abs. 2 WHG in Verbindung mit der Verordnung über die dezentrale Beseitigung von
Niederschlagswasser vom 22.03.1999 besteht die Sollvorgabe, dass u. a. bei der Bebauung von

Grundstücken das Niederschlagswasser dezentral zu bewirtschaften ist, sofern dies schadlos möglich ist. Ist
eine dezentrale Bewirtschaftung nicht möglich, so sollen die im Bebauungsplan neu zur Bebauung
vorgesehenen Flächen grundsätzlich im Trennsystem entwässert werden. Wir weisen darauf hin, dass
öffentliche Abwasseranlagen gemäß § 48 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) einer
wasserrechtlichen Genehmigung bedürfen, sofern diese nicht im Benehmen mit der unteren
Wasserbehörde geplant und ausgeführt werden.

8. Dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser

Eine Ausnahme vom Grundsatz der dezentralen Niederschlagswasserbewirtschaftung ist nur gegeben,
wenn weder eine Versickerung noch eine ortsnahe Einleitung in ein oberirdisches Gewässer mit
vertretbarem Aufwand und schadlos möglich ist. Die Ausnahme ist zu begründen und dem Amt für Umwelt,
Wasser- und Bodenschutz mitzuteilen. Eine dezentrale Bewirtschaftung kann entweder durch eine
Versickerung über eine mindestens 30 cm starke belebte Bodenzone, Versickerung über technische Anlage
(Vorbehandlung und Rigolen) die direkte ortsnahe Gewässereinleitung (ggf. gepuffert) oder eine
Kombilösung erfolgen. Für stark beanspruchte Flächen können weitergehende Anforderungen
(Vorbehandlung) erforderlich sein.

Für die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser, das nicht den Anforderungen der erlaubnisfreien
Beseitigung gemäß § 2 der Niederschlagswasserverordnung unterfällt, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis
erforderlich. Im Falle der Erlaubnisfreiheit ist die Niederschlagswasserbeseitigung von bebauten oder
befestigten Flächen > 1200 m2

 der unteren Wasserbehörde anzuzeigen.

Niederschlagswasser von Dächern aus Materialien, von denen eine Gefährdung des Grundwassers
ausgehen kann (bspw. nicht beschichtete oder nicht in ähnlicher Weise behandelte metallische Dächer aus
Kupfer, Zink oder Blei), darf ohne wasserrechtliche Erlaubnis nicht dezentral versickert oder in ein Gewässer
eingeleitet werden. Bei einer Einleitung in die Kanalisation kann der Kanalnetzbetreiber gemäß der
Abwassersatzung eine Regenwasserbehandlung für derartige Dachflächen einfordern.

Nicht tolerierbar verschmutztes Niederschlagswasser (z. B. entsprechend verschmutztes Straßenabwasser)
muss vor der Versickerung bzw. Einleitung in den Regenwasserkanal durch geeignete Maßnahmen
vorbehandelt werden. Ist eine ausreichende Vorbehandlung nicht möglich, ist das Niederschlagswasser dem
Schmutzwasserkanal zuzuleiten. Flächen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen müssen
wasserdicht und mit einem definierten Ablauf ausgeführt werden. Bei der Entwässerung dieser Flächen ist
eine Einleitung in die Kanalisation eventuell erst nach Vorschalten von Anlagen zur Abwasserbehandlung/
Rückhaltung möglich.

Wild abfließendes Niederschlagwasser und/oder Grundwasser, welches dem Plangebiet ggf. störend
zufließen kann, darf weder der Misch- noch der Schmutzwasserkanalisation zugeleitet werden, sondern ist
durch geeignete Maßnahmen möglichst ortsnah zu bewirtschaften. Ggf. dafür notwendige Versickerungen
sollen eine mindestens 30 cm mächtige belebte Oberbodenzone aufweisen. Sofern eine Einleitung ins
Gewässer erforderlich ist, ist o.g. Arbeitshilfe (siehe Regenrückhaltung) zu beachten.

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum Nachteil
eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf
nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden (§
37 Abs.1 WHG).

9. Abfallverwertungskonzept / Bodenschutzkonzept

Bei der Durchführung des Bauvorhabens ist auf einen Erdmassenausgleich gem. § 3 Abs. 3 LKreiWiG
hinzuwirken. Dies trägt der Abfallvermeidungspflicht nach KrWG, nach § 1a BauGB und dem BBodSchG
Rechnung. Der Erdmassenausgleich ist dafür eine der bestgeeignetsten Maßnahmen und hat schließlich
auch Auswirkungen auf die zur Verfügung zu stellenden Entsorgungskapazitäten (Deponiekapazitäten) und
die Kosten von Bauvorhaben.

Im Rahmen der Beantragung eines konkreten Bauvorhabens ist bei einer voraussichtlich anfallenden Menge
von mehr als 500 Kubikmeter Erdaushub dem Landratsamt ein Abfallverwertungskonzept gem. § 3
LKreiWiG vorzulegen.

Bedarf ein Vorhaben, für das auf einer nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche
von mehr als 0,5 Hektar auf den Boden eingewirkt werden soll, einer behördlichen Zulassung, ist nach § 2
Abs. 3 LBodSchAG bei der Antragstellung ein Bodenschutzkonzept vorzulegen.

10. Umgang mit Bodenmaterial

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu
erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

Das bei den Bautätigkeiten anfallende Bodenmaterial ist getrennt nach humosem Oberboden und
kulturfähigem Unterboden auszubauen und soweit als möglich an geeigneten Stellen innerhalb des
Plangebietes wiederzuverwerten (z. B. zum Massenausgleich) oder einer sinnvollen Verwertung zuzuführen.

Bei der Verwertung von Bodenmaterial ist die DIN 19731 zu beachten.

Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden und kultivierbarem Unterboden ist möglichst zu
vermeiden. Wenn eine Zwischenlagerung unvermeidbar ist, hat diese in max. 2 m hohen Mieten zu
erfolgen, die durch Profilierung und Glättung vor Vernässung zu schützen sind. Bei längeren Lagerungszeiten
sind die Mieten mit geeigneten Pflanzenarten zu begrünen.

Bodenverdichtungen und -belastungen sind zu minimieren, damit ein ausreichender Wurzelraum für
geplante Begrünungen und eine flächige Versickerung von Oberflächenwasser gewährleistet ist. Erdarbeiten
sollten daher grundsätzlich nur auf gut abgetrocknetem und bröseligem Boden und bei niederschlagsfreier
Witterung erfolgen.

Kulturboden soll möglichst nicht befahren werden. Wenn das Befahren unvermeidlich ist, darf der Boden
nur durch Kettenfahrzeuge mit geringer Bodenbelastung (< 4 N/cm

2
) befahren werden.

Baustraßen sollen möglichst dort geplant werden, wo später befestigte Flächen sind. Durch Befahrung mit
Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen sind bei abgetrocknetem Bodenzustand wieder
aufzulockern.

Bodenmaterial, welches von außerhalb in das Plangebiet antransportiert und eingebaut wird, ist vor dem
Auf- und Einbringen analytisch untersuchen zu lassen. Selbiges gilt für mineralische Abfälle zur Verwertung
(z. B. Recycling-Bauschutt), sofern diese nicht einer externen Qualitätsüberwachung unterliegen. Ein
entsprechender Nachweis (Herkunft, Deklarationsanalytik einer repräsentativen Mischprobe) ist zu führen
und unaufgefordert an das Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz - zu übermitteln.

Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial in oder unter die durchwurzelbare
Bodenschicht sind die Vorsorge- bzw. Materialwertewerte der Bundes Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) in der gültigen Fassung einzuhalten.

Beim Einbringen von nicht zum Plangebiet gehörendem Bodenmaterial, das der Errichtung technischer
Bauwerke dient, sind die Vorgaben der Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen
Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV) vom 09.07.2021
bzw. die zu diesem Zeitpunkt gültigen, gesetzlichen Regelungen zu beachten.

Unabhängig davon ist im Rahmen der üblichen Bauüberwachung vom Beginn der Anlieferung bis zum
Abschluss des Einbaus des nicht zum Plangebiet gehörenden Bodenmaterials eine sensorische Prüfung
durchzuführen. Auffälligkeiten sind zu dokumentieren und dem Landratsamt - Amt für Umwelt, Wasser- und
Bodenschutz - mitzuteilen.

Selbstständige Bodenauffüllungen und -abgrabungen im Außenbereich sind ab einer Fläche von mehr als
500 m

2
 bau- und naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig. Hierbei sind die Ausmaße des

Gesamtvorhabens ausschlaggebend. Eine Genehmigung ist unabhängig von der Fläche erforderlich, wenn
die Auffüllfläche in einem Schutzgebiet liegt.

11. Gefahrverdächtige Flächen und Altlasten / großflächige schädliche Bodenveränderungen

Im Bereich des Plangebietes sind zurzeit keine Altstandorte oder Altablagerungen bekannt. Sofern sich bei

Erkundungs- oder Baumaßnahmen optische oder geruchliche Auffälligkeiten des Bodens ergeben, sind

diese dem Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz unverzüglich anzuzeigen.

12. Geologische Untersuchungen

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den Bestimmungen des

Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB.

13. Grundwasserschutz

Die gesetzlichen Grundlagen des Grundwasserschutzes (v.a. § 49 WHG i.V.m. § 43 WG) sind zu beachten.

Drän- oder Quellwasser darf nicht an die vorhandene Schmutz-/ Mischwasserkanalisation angeschlossen
werden. Auf Hausdrainagen ist grundsätzlich zu verzichten. Bauteile unterhalb des höchsten
Grundwasserstandes sind wasserdicht und auftriebssicher auszuführen (z. B. „weiße Wanne“, auskragende
Kellerboden-platte etc.). Zur Herstellung der Abdichtung von Baukörpern / Bauteilen o. ä. dürfen keine Stoffe
verwendet werden, bei denen eine Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist.

Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb der Schutzzone IIIB des fachtechnisch abgegrenzten
Wasserschutzgebiets „WSG TB Birkenwiesen/Kapfwald“. Zukünftige Planungen müssen der
fachtechnischen Abgrenzung und den damit verbundenen Schutzanforderungen an die
Trinkwasserversorgung Rechnung tragen. Unter Umständen sind erhöhte Anforderungen an Anlagen nach
AwSV zu beachten.

Ein eventuell im Zuge von Bauwerksgründungen erforderlicher Eingriff in das Grundwasser

(Grundwasserhaltung, Einbringen von Stoffen in das Grundwasser) bedarf einer gesondert zu beantragenden

wasserrechtlichen Erlaubnis.

14. Geothermie im Wasserschutzgebiet

Das Einbringen von Erdwärmesonden in Zone IIIB des Wasserschutzgebietes „WSG TB
Birkenwiesen/Kapfwald“ ist nicht genehmigungsfähig ist. Der Einbau von Erdwärmekollektoren bedarf einer
Einzelfallprüfung und ist beim Amt für Umwelt, Wasser- und Bodenschutz zu beantragen.

Aufstellungsverfahren

§ 2 Abs. 1 BauGB Aufstellung
Der Aufstellungsbeschluss wurde gefasst am:  11.11.2025
Ortsüblich bekannt gemacht am:  20.11.2025

§ 3 Abs. 1 BauGB Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
Dem Bebauungsplanentwurf mit den örtlichen Bauvorschriften
wurde zugestimmt und seine frühzeitige Beteiligung beschlossen am: 11.11.2025
Ortsüblich bekannt gemacht am: 20.11.2025
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte vom:       27.11.2025 bis 10.01.2026

§ 4 Abs. 1 BauGB Beteiligung der Behörden
Die Behörden wurde zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert
mit Schreiben vom: 26.11.2025

§ 3 Abs. 2 u. Öffentliche Auslegung des Entwurfes
§ 4 Abs. 2 BauGB Dem Bebauungsplanentwurf mit den örtlichen Bauvorschriften

wurde zugestimmt und seine Offenlage beschlossen am: x
Ortsüblich bekannt gemacht am:  
Die Offenlage erfolgte in der Zeit vom:         x bis x
Die Behörden wurden über die Offenlage informiert mit
Schreiben vom:  x

§10 BauGB, u. Satzung
§4 GemO Die fristgemäß vorgebrachten Anregungen und Bedenken und

die Stellungnahmen der Behörden wurden durch den
Gemeinderat geprüft und abgewogen am: x
Der Bebauungsplan mit den örtlichen Bauvorschriften wurde als
Satzung beschlossen am: x
Villingen-Schwenningen, den

gez. Detlev Bührer
Erster Beigeordneter, Bürgermeister

§ 10 BauGB, Inkrafttreten
§4 GemO Der Satzungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht am:  xx

Das Ergebnis der Abwägung wurde den Personen und Behörden,
die Anregungen vorgebracht haben, mitgeteilt mit Schreiben vom:  xx

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Rechtsgrundlagen Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt

geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),
zuletzt  geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3.Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)
Landesbauordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 5. März 2010, zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20.November 2023 (GBl. S. 422)
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.Juli 2000 (GBl., S. 581, 698), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231)

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Katasterunterlagen Die Kartengrundlage stimmt mit der Katastergrundlage überein                                     Stand: Oktober 2021

§1 Abs. 2 PlanzV

gez. Steffen Wölfel
Amtsleitung

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Planbearbeitung Stadtplanungsamt der Stadt Villingen-Schwenningen     SB: Herr Schöne

gez. Kirsten Hellstern
Amtsleitung

Dieser Bebauungsplan und die Satzung über örtliche Bauvorschriften sind unter Einhaltung der im
Baugesetzbuch und in der Landesbauordnung (LBO) vorgeschriebenen Verfahren zur Aufstellung
von Bebauungsplänen und zur Aufstellung von Satzungen über örtliche Bauvorschriften nach dem
Willen des Gemeinderates zustande gekommen.

Villingen-Schwenningen,

gez. Detlev Bührer,
Erster Beigeordneter,

Bürgermeister

Bebauungsplan mit örtlichen
 Bauvorschriften

gemäß § 74 Landesbauordnung (LBO)
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